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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden 
Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende 
Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

– unter Hinweis auf die Artikel 114 und 168 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV),

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2011/24/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 9. März 2011 über die Ausübung der Patientenrechte in der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung1,

– unter Hinweis auf den Bericht der Kommission vom 21. September 2018 über die 
Anwendung der Richtlinie 2011/24/EU über die Ausübung der Patientenrechte in der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung (COM(2018)0651),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 25. April 2018 über die 
Ermöglichung der digitalen Umgestaltung der Gesundheitsversorgung und Pflege im 
digitalen Binnenmarkt, die aufgeklärte Mitwirkung der Bürger und den Aufbau einer 
gesünderen Gesellschaft (COM(2018)0233),

A. in der Erwägung, dass die Kommission gemäß Artikel 20 der Richtlinie 2011/24/EU 
verpflichtet ist, alle drei Jahre einen Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie 
vorzulegen; in der Erwägung, dass die Kommission die Patientenströme, die 
administrativen, sozialen und finanziellen Aspekte der Patientenmobilität und das 
Funktionieren der Europäischen Referenznetzwerke und der nationalen Kontaktstellen 
kontinuierlich bewerten und regelmäßig Informationen hierzu vorlegen sollte;

B. in der Erwägung, dass die Kommission am 21. September 2018 einen Bericht über die 
Anwendung der Richtlinie 2011/24/EU über die Ausübung der Patientenrechte in der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung vorgelegt hat, aus dem hervorgeht, dass 
die Richtlinie von zahlreichen Mitgliedstaaten nicht ordnungsgemäß umgesetzt wurde; 
in der Erwägung, dass die Hindernisse, auf die Patienten in den Gesundheitssystemen 
stoßen, beträchtlich sind und weiter zur Fragmentierung des Zugangs zu medizinischen 
Leistungen beitragen;

C. in der Erwägung, dass aus einer Eurobarometer-Erhebung aus dem Jahr 2015 
hervorgeht, dass nicht einmal 20 % der Bürger ihre Rechte im Bereich der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung kennen; in der Erwägung, dass sich 
dieser Kenntnisstand seit 2015 kaum verbessert hat, was daran abzulesen ist, dass die
Zahl der Bürger, die medizinische Leistungen an einem anderen Ort in Anspruch 
nehmen, kaum zunimmt;

D. in der Erwägung, dass aus dem Bericht der Kommission vom 21. September 2018 über 
die Anwendung der Richtlinie 2011/24/EU hervorgeht, dass die Bürger nach wie vor 
nur schwerlich erkennen können, inwiefern sie ihre Rechte im Bereich der 

                                               
1 ABl. L 88 vom 4.4.2011, S. 45.
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grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung in Anspruch nehmen können; in der 
Erwägung, dass die Bedingungen, unter denen Gesundheitsdienstleister tätig sind, im 
Interesse einer gesicherten Patientenmobilität geklärt werden müssen und ihre 
Transparenz verbessert werden muss;

E. in der Erwägung, dass die Kommission in ihrer Mitteilung vom 25. April 2018 über 
elektronische Gesundheitsdienste feststellt, dass es Reformen und innovativer Lösungen 
für die Gesundheits- und Pflegesysteme bedarf, damit sie weniger krisenanfällig, 
leichter zugänglich und wirksamer werden; in der Erwägung, dass deshalb der 
Rückgriff auf neue Technologien und digitale Instrumente gestärkt werden sollte, 
sodass Gesundheitsdienstleistungen hochwertiger und nachhaltiger werden;

1. nimmt den Nutzen der Richtlinie 2011/24/EU zur Kenntnis, der darin besteht, dass mit 
ihr die Bestimmungen über die grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung 
verdeutlicht werden, der Zugang zu sicherer und hochwertiger grenzüberschreitender 
Gesundheitsversorgung in der Union gewährleistet wird und – im Einklang mit der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs – Patientenmobilität ermöglicht wird; bekundet seine 
Enttäuschung darüber, dass zahlreiche Mitgliedstaaten die Anforderungen für die 
Gewährleistung der Patientenrechte nicht wirksam umgesetzt haben; fordert die 
Mitgliedstaaten deshalb mit Nachdruck auf, für die ordnungsgemäße Umsetzung dieser 
Richtlinie zu sorgen, indem sie ein hohes Maß an Schutz der öffentlichen Gesundheit 
gewährleisten, das zur Verbesserung der Gesundheit der Bürger beiträgt, und 
gleichzeitig den Grundsatz der Freizügigkeit von Personen im Binnenmarkt achten;

2. hält mit Blick auf die Bedingungen, unter denen Gesundheitsdienstleister tätig sind, 
Eindeutigkeit und Transparenz für erforderlich; hält es für geboten, dass 
Gesundheitsdienstleister und Angehörige der Gesundheitsberufe im Einklang mit den 
Richtlinien 2005/36/EG und 2011/24/EU über eine Berufshaftpflichtversicherung 
verfügen, damit die Qualität der Gesundheitsdienste und der Schutz der Patienten 
verbessert werden;

3. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein geeignetes 
Beschwerdeverfahren für Patienten, die sich im Ausland behandeln lassen wollen, 
einzuführen bzw. zu stärken, das ihnen zur Verfügung steht, wenn sie ihre Rechte nicht 
wahrnehmen können;

4. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Erstattung der Kosten bei der grenzüberschreitenden 
Gesundheitsversorgung stark zu vereinfachen und unangemessene Verzögerungen oder 
unnötige und unverhältnismäßige Einschränkungen zu vermeiden; hält die nationalen 
Behörden dazu an, keine aufwendigen Anforderungen wie etwa die Verpflichtung zur 
Vorlage unnötiger zusätzlicher Dokumente und beglaubigter Übersetzungen 
einzuführen;

5. hält es für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts für erforderlich, dass 
künftige Herausforderungen angegangen werden, und hebt hervor, dass die 
Digitalisierung einen Mehrwert für die Umsetzung der Richtlinie mit sich bringen 
dürfte; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, sich auf die Entwicklungen 
im Bereich der digitalen medizinischen Versorgung zu konzentrieren und neue 
Initiativen wie etwa elektronische Rechnungen, elektronische Verordnungen oder 
interoperable und gut funktionierende Lösungen im Bereich der elektronischen 
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Gesundheitsdienste zu prüfen, mit denen eine reibungslose Patientenmobilität 
sichergestellt werden könnte, und gleichzeitig im Wege angemessener Vorschriften mit 
Blick auf Sicherheit und Privatsphäre für einen wirksamen Schutz personenbezogener 
Daten zu sorgen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, 
die verbleibenden Probleme hinsichtlich der gegenseitigen Anerkennung medizinischer 
Verordnungen zwischen den Mitgliedstaaten und die Unklarheiten mit Blick auf die 
Erstattung der Kosten von Telemedizin, bei der die medizinische Beratung über eine 
räumliche Distanz hinweg erfolgt, auszuräumen;

6. hebt hervor, dass Bürger und insbesondere Patienten sowie Angehörige der 
Gesundheitsberufe, die im Ausland Dienstleistungen anbieten, entweder die 
Informationen über die in anderen Mitgliedstaaten geltenden Regeln und Verfahren nur 
schwerlich auffinden und verstehen können oder aber sich ihrer Rechte nicht bewusst 
sind; betont – im Zusammenhang mit der grenzüberschreitenden 
Gesundheitsversorgung im Rahmen der Richtlinie 2011/24/EU – die große Bedeutung 
der Verfügbarkeit umfassender, leicht zugänglicher und nutzerfreundlicher 
Informationen für Patienten über ihre Rechte sowie über Verfahren, Kosten und 
Erstattungssätze;

7. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Maßnahmen zur Sensibilisierung 
von Patienten über ihre Rechte zu ergreifen und Patienten gemeinsam mit 
Patientenverbänden insbesondere leicht verständlich über die komplexen praktischen 
und rechtlichen Aspekte medizinischer Informationen zu unterrichten, indem sie 
beispielsweise Leitlinien über gestaffelte Verfahren für die Inanspruchnahme von 
grenzüberschreitenden Gesundheitsleistungen ausarbeiten und für alle Formulare, die in 
der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung verlangt werden, standardisierte 
Vorlagen erstellen;

8. betont in diesem Zusammenhang die wichtige Rolle der nationalen Kontaktstellen, da 
sie Patienten und das einschlägige Fachpersonal über ihre Rechte sowie über Verfahren, 
Kosten und Erstattungen informieren und ihnen somit bei der fundierten Entscheidung, 
sich im Herkunftsland oder im Ausland behandeln zu lassen bzw. im Herkunftsland 
oder im Ausland eine Dienstleistung anzubieten, behilflich sind und auf diese Weise 
eine Zeit- und Kostenersparnis ermöglichen; hält es für geboten, dass die nationalen 
Kontaktstellen detaillierte Informationen über Beschwerdeverfahren und 
Streitbeilegung auf elektronischem Wege bereitstellen; fordert deshalb, dass genügend 
Ressourcen für den ordnungsgemäßen Betrieb der nationalen Kontaktstellen vorgesehen 
werden und der regelmäßige Informationsaustausch zwischen diesen Stellen gefördert 
wird;

9. hält die Kommission dazu an, eine vermehrte Zusammenarbeit zwischen den Behörden 
der Mitgliedstaaten generell und nicht nur zwischen den nationalen Kontaktstellen zu 
fördern und insbesondere in Grenzregionen den Nutzen von bestehenden Initiativen der 
Zusammenarbeit eingehender zu analysieren, damit der Zugang zu sicherer, 
hochwertiger und wirksamer medizinischer Versorgung für die Bürger gewährleistet ist;

10. begrüßt die positiven Auswirkungen von Initiativen wie etwa der Europäischen 
Krankenversicherungskarte (EHIC), die unentgeltlich ausgestellt wird und jedermann, 
der in einem gesetzlichen Sozialversicherungssystem ver- oder abgesichert ist, 



PE623.966v02-00 6/8 AD\1169619DE.docx

DE

ermöglicht, sich in einem anderen Mitgliedstaat kostenlos oder zu verringerten Kosten 
medizinisch behandeln zu lassen; hebt den hohen Stellenwert der erfolgreichen 
Zusammenarbeit zwischen Einrichtungen hervor, sodass die EHIC nicht missbraucht 
werden kann;

11. bedauert, dass die Patientenmobilität für geplante medizinische Maßnahmen und 
insbesondere spezialisierte Leistungen in anderen Mitgliedstaaten nach wie vor kaum in 
Anspruch genommen wird, da die Patienten in zahlreichen Mitgliedstaaten nicht über 
Behandlungen Bescheid wissen, die eine Vorabgenehmigung erfordern und eine 
Übernachtung und spezialisierte Leistungen beinhalten; fordert die Mitgliedstaaten mit 
Nachdruck auf, die Regelungen über die Vorabgenehmigung eindeutiger zu gestalten 
und zu vereinfachen, und weist erneut darauf hin, dass die Regelungen für die 
Vorabgenehmigung diskriminierungsfrei, begründet und dem angestrebten Ziel 
angemessen sein müssen und weder ein ungerechtfertigtes Hindernis für die 
Patientenfreizügigkeit darstellen noch dazu führen dürfen, dass Patienten unter 
Unterschieden zwischen den Gesundheitssystemen der Mitgliedstaaten leiden, wenn sie 
eine dringend benötigte spezialisierte Behandlung in einem anderen Mitgliedstaat nicht 
in Anspruch nehmen können;

12. hält es für geboten, dass die Überwachung der Umsetzung der Richtlinie auf 
vergleichbaren Daten beruht; stellt fest, dass die Mitgliedstaaten die Daten auf höchst 
unterschiedliche Art und Weise erheben; fordert die Kommission auf, Referenzwerte 
und Schlüsselindikatoren für die Qualität der Gesundheitsversorgung und die 
Patientenmobilität festzulegen und zu veröffentlichen, damit ein besserer Vergleich 
zwischen den Mitgliedstaaten möglich ist;

13. begrüßt, dass der Europäische Rechnungshof die Wirksamkeit der Umsetzung der 
Richtlinie zu prüfen beabsichtigt und sein Augenmerk insbesondere auf die 
Überwachung und Kontrolle dieser Umsetzung durch die Kommission, die beim 
Zugang zu grenzüberschreitender Gesundheitsversorgung bislang erzielten Ergebnisse 
und die Wirksamkeit des EU-Finanzierungsrahmens für die finanzierte Maßnahme 
richten möchte;

14. stellt fest, dass die Kommission gemäß Artikel 20 der Richtlinie 2011/24/EU 
verpflichtet ist, alle drei Jahre einen Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie 
vorzulegen; fordert die Kommission jedoch eindringlich auf, die Leistung und die 
Wirksamkeit der Gesundheitssysteme kontinuierlich zu überwachen, indem sie 
beispielsweise die Patientenrechte in der gesamten Union erfasst, sodass die Um- und 
die Durchsetzung dieser Rechte unterstützt werden, und dem Parlament regelmäßig 
hierüber Bericht zu erstatten.
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